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Hintergrund 
Seit dem 1. Juli 2020 ist der neue Abschnitt 4a des 
Gleichstellungsgesetzes (GIG) in Kraft. Ziel der 
Revision des Gleichstellungsgesetzes war es, mit zu-
sätzlichen Massnahmen die Lohngleichheit zwischen 
Frauen und Männern zu verwirklichen. Neu werden 
deshalb Arbeitgebende dazu verpflichtet, eine be-
triebsinterne Lohngleichheitsanalyse durchzuführen, 
diese überprüfen zu lassen und die Arbeitnehmenden 
über die Ergebnisse der Analyse zu informieren. Die 
neue Verpflichtung soll zu einer verstärkten Sensibi-
lisierung der Arbeitgebenden für die Wichtigkeit der 
Lohngleichheitsthematik beitragen.

Die ersten Lohngleichheitsanalysen müssen bis 30. Juni 
2021 vorliegen. Es ist daher wichtig, dass diejenigen 
Arbeitgebenden, die zur Lohngleichheitsanalyse ver-
pflichtet sind, (spätestens) jetzt mit der Planung und 
Umsetzung der Analyse beginnen. 

Welche Unternehmen sind von der Pflicht 
zur Lohngleichheitsanalyse betroffen?
Zur betriebsinternen Lohngleichheitsanalyse verpflichtet 

sind (mit Ausnahme der in Art. 13b GlG aufgeführten 
Unternehmen) diejenigen Arbeitgebenden, die am An-
fang eines Jahres 100 oder mehr Arbeitnehmende (nicht 
Vollzeitstellen, sondern Anzahl Mitarbeitende, ohne 
Lernende) beschäftigen. Die Pflicht zur Lohngleich-
heitsanalyse trifft damit 0.9 Prozent der Arbeitgeben-
den und 43 Prozent der in der Schweiz beschäftigten 
Arbeitnehmenden.

Die Lohngleichheitsanalyse muss grundsätzlich alle vier 
Jahre wiederholt werden, sofern die Zahl der Arbeit-
nehmenden nicht unter 100 fällt. Zeigt die Lohngleich-
heitsanalyse, dass die Lohngleichheit eingehalten ist, so 
sind die Arbeitgebenden von einer weiteren Analyse-
pflicht befreit.

Wie wird die Lohngleichheits-
analyse durchgeführt?
Der Bund stellt Arbeitgebenden ab 50 Arbeitnehmen-
den das kostenlose Standard-Analyse-Tool Logib zur 
Verfügung. Wird die Lohngleichheitsanalyse mit einem 
anderen Programm durchgeführt (was zulässig ist), so 
muss dieses auf einer wissenschaftlichen und rechtskon-
formen Methode basieren. 

Muss die durchgeführte Lohngleichheitsana-
lyse von externen Dritten überprüft werden?
Ja, die Lohngleichheitsanalyse muss innerhalb eines 
Jahres nach Durchführung (d.h. bis spätestens Ende 
Juni 2022) von einer unabhängigen Stelle überprüft 
werden. Arbeitgebende, die dem Obligationenrecht 
unterstehen, haben die Wahl zwischen einem zugelas-
senen Revisionsunternehmen, einer Organisation nach 
Art. 7 GlG oder einer Arbeitnehmervertretung gemäss 
dem Mitwirkungsgesetz. 

Wer muss über das Resultat der Lohn-
gleichheitsanalyse informiert werden? 
Arbeitgebende müssen bis spätestens ein Jahr nach 
Abschluss der Überprüfung (d.h. bis Ende Juni 2023) 
die Arbeitnehmenden schriftlich über das Ergebnis der 
Lohngleichheitsanalyse informieren. Börsenkotierte 
Unternehmen müssen das Ergebnis im Anhang der 
Jahresrechnung veröffentlichen.

Welche Sanktionen haben Arbeitgebende 
bei Nichteinhaltung der Pflicht zur Lohn-
gleichheitsanalyse und/oder bei festge-
stellter Lohndiskriminierung zu erwarten?
Gegen eine individuelle Lohndiskriminierung konn-
ten Arbeitnehmende bislang einzig mittels Lohnkla-
ge nach Art. 5 GlG vorgehen. Daran hat die Revision 
des GlG zwar grundsätzlich nichts geändert. Beach-
ten die Arbeitgebenden die Pflicht zur Lohngleich-
heitsanalyse nämlich nicht oder wird gar im Rahmen 
der Lohngleichheitsanalyse eine Lohndiskriminie-
rung festgestellt, so statuieren auch die revidierten 
Bestimmungen keine rechtlichen Sanktionen für die 
fehlbaren Arbeitgebenden. 

Es ist aber davon auszugehen, dass sich die Position 
eines/einer klagenden Arbeitnehmenden in Zukunft 
insofern verbessert, als eine mittels Lohngleichheits-
analyse festgestellte und nicht beseitigte Lohndis-
kriminierung oder gar die Verweigerung der Durch-
führung einer solchen für fehlbaren Arbeitgebende 
prozessuale Nachteile nach sich ziehen wird. 

Hinzukommt, dass aufgrund des grossen öffentli-
chen Interesses an der Thematik, die Nichtbeach-
tung der neuen Bestimmungen ein doch erhebliches 

Reputationsrisiko oder negative Publizität mit sich 
bringen kann. Die von der Revision betroffenen 
Arbeitgebenden sind daher gut beraten, wenn sie 
sich an die Vorgaben des Gleichstellungsgesetzes 
halten und sich professionell und rechtzeitig auf die 
Durchführung und Evaluierung der Lohngleich-
heitsanalyse vorbereiten.

K now-how, Geschäftsgeheimnisse und Kunden-
beziehungen sind für viele Schweizer Unter-
nehmen von herausragender Bedeutung. Es ist 

deshalb unabdingbar für sie, dass ihre Arbeitnehmer das 
während der Dauer des Arbeitsverhältnisses erworbene 
unternehmensspezifische Wissen nicht für die Kon-
kurrenz oder für eigene Zwecke einsetzen. Während 
das schweizerische Arbeitsrecht dem Arbeitnehmer 
eine Konkurrenzierung der Arbeitgeberin während der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses verbietet, ohne dass dies 
im Arbeitsvertrag so vereinbart werden müsste, sieht es 
nach Ende des Arbeitsverhältnisses kein solches Ver-
bot vor. Allerdings gibt es den Arbeitgebern mit dem 
nachvertraglichen Konkurrenzverbot (Art. 340 ff. OR) 
ein Instrument in die Hand, um sich gegen Konkur-
renzierung durch vormalige Arbeitnehmer zu schützen. 
Bei der Vereinbarung eines solchen nachvertraglichen 
Konkurrenzverbots ist aber Verschiedenes zu beachten. 

Zwingende schriftliche Vereinbarung
Ein nachvertragliches Konkurrenzverbot muss von den 
Parteien schriftlich vereinbart und zumindest vom Ar-
beitnehmer eigenhändig (oder mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur) unterzeichnet werden. 

Einsicht in Kundenkreis oder in Fabrikations- und 
Geschäftsgeheimnisse und Schädigungspotenzial
Ein nachvertragliches Konkurrenzverbot kann nur dann 
gültig vereinbart werden, wenn der entsprechende Arbeit-
nehmer Einblick in den Kundenkreis oder in Fabrikati-
ons- und Geschäftsgeheimnisse hat und er die Arbeitge-
berin durch die Verwendung dieser Kenntnisse erheblich 
schädigen könnte. Aus diesen Voraussetzungen erhellt, 
dass nicht bei jedem Arbeitnehmer ein gültiges nachver-
tragliches Konkurrenzverbot vereinbart werden kann. Es 
bedarf somit einer Prüfung im Einzelfall. Im eingangs 
genannten Fall wäre die Vereinbarung eines Konkurrenz-
verbots möglich gewesen, weil der Produktionsleiter Ein-
blick in den einzigartigen Produktionsprozess hatte und 

die Arbeitgeberin durch die Verwendung dieses Wissens 
erheblich schädigen kann. 

Konkurrenzverbot angemessen begrenzen
Um eine unbillige Erschwerung des wirtschaftlichen 
Fortkommens des Arbeitnehmers zu verhindern, muss 
das Konkurrenzverbot in örtlicher und zeitlicher Hin-
sicht sowie in seinem Gegenstand angemessen begrenzt 
sein. Pflegt das vorgenannte Industrieunternehmen bei-
spielsweise lediglich in der Deutschschweiz intensive Ge-
schäftsbeziehungen, sollte das Konkurrenzverbot örtlich 
darauf beschränkt werden. Sofern der Produktionsprozess 
nicht anderweitig geschützt werden könnte (z. B. durch 
ein Patentrecht), wäre wohl ein Zeitraum von rund zwei 
Jahren angemessen. Geht das Verbot über das Angemes-
sene hinaus, kann es vom Gericht im Streitfall örtlich, 
zeitlich und/oder sachlich reduziert werden. Fehlt eine 
Begrenzung, ist das Konkurrenzverbot gar nichtig. 

Dahinfallen bei Kündigung der Arbeitgeberin
Ein nachvertragliches Konkurrenzverbot fällt gemäss 
zwingender gesetzlicher Bestimmung dahin, wenn die 

Arbeitgeberin das Arbeitsverhältnis kündigt, ohne dass 
ihr der Arbeitnehmer einen begründeten Anlass dazu 
gegeben hat. Dies ist von der Arbeitgeberin vor der Aus-
sprache einer Kündigung zu bedenken. 

Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen 
Verletzt der Arbeitnehmer ein nachvertragliches Kon-
kurrenzverbot und erleidet die Arbeitgeberin einen 
Schaden, besteht ein Schadenersatzanspruch der Arbeit-
geberin. Die gerichtliche Durchsetzung solcher Scha-
denersatzansprüche scheitert in der Praxis allerdings 
oftmals am erforderlichen Nachweis des Schadens. Das 
Industrieunternehmen könnte im vorliegenden Beispiel 
kaum rechtsgenüglich nachweisen, dass es ohne die Ver-
letzung des Konkurrenzverbots mehr Umsatz und mehr 
Gewinn erzielt hätte, und hätte mithin Mühe, den ent-
gangenen Gewinn hinreichend genau zu beziffern. 

Deshalb sollte ein Konkurrenzverbot mit einer Kon-
ventionalstrafe verknüpft werden, welche dem Arbeit-
nehmer die Pflicht auferlegt, der Arbeitgeberin bei 
Verletzung des Konkurrenzverbots (unabhängig vom 

tatsächlich eingetretenen Schaden) eine gewisse Summe 
zu bezahlen. Eine solche entbindet die Arbeitgeberin 
nicht nur von der Beweisführung hinsichtlich des Scha-
dens, sondern hat auch eine abschreckende Wirkung auf 
den Arbeitnehmer. 

Realvollstreckung
Die effektivste aller Massnahmen gegen die Verletzung 
von Konkurrenzverboten ist die «Realvollstreckung», 
bei welcher das Gericht dem Arbeitnehmer die Fort-
führung der konkurrierenden Tätigkeit verbietet. Ein 
gerichtlicher Antrag auf Realvollstreckung ist allerdings 
nur dann erfolgversprechend, wenn sich die Arbeitge-
berin diese im Arbeitsvertrag schriftlich ausbedungen 
hat und die Interessen der Arbeitgeberin sowie das 
Verhalten des Arbeitnehmers diese rechtfertigen. Die 
Gerichte sind mit der Anordnung eines Verbots einer 
konkurrierenden Tätigkeit sehr zurückhaltend und ge-
währen diese nur in gravierenden Fällen. 

Fazit
Das Industrieunternehmen hätte sich im vorliegenden 
Fall mit einem schriftlich vereinbarten Konkurrenz-
verbot, welches dem Produktionsleiter eine konkurren-
zierende Tätigkeit in der Deutschschweiz während zwei 
Jahren verbietet, eine Konventionalstrafe vorsieht und 
Realvollstreckung vorbehält, absichern können. Ein so 
vereinbartes Konkurrenzverbot hätte den Produktions-
leiter bestenfalls vom Wechsel zum Konkurrenten ab-
gehalten oder, falls dies nicht der Fall gewesen wäre, 
hätte die Konventionalstrafe zumindest einen Teil des 
Schadens gedeckt. 

Damit der Arbeitnehmer nicht zum Konkurrenten wird
Der Produktionsleiter eines Industrieunternehmens hat dieses verlassen und wechselt zu einem im selben Kanton ansässigen Konkurrenten. Dies bleibt dem CEO des Industrieunternehmens 

nicht verborgen. Er befürchtet, dass der ehemalige Produktionsleiter nun den ausgetüftelten, stetig verfeinerten und mithin einzigartigen Produktionsprozess für Bohrköpfe 
für den Konkurrenten nutzt. Erste Kunden sind bereits zum Konkurrenten abgewandert. Der Schaden für das Industrieunternehmen ist enorm. Hätte es sich dagegen schützen können?
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Arbeitgebende sollten sich auf die Durchführung der Lohngleichheitsanalyse vorbereiten
Die ersten Lohngleichheitsanalysen nach dem revidierten Gleichstellungsgesetz müssen bis 30. Juni 2021 durchgeführt sein.  

Arbeitgebende, die keine Lohngleichheitsanalyse vornehmen, haben mit einem Reputationsrisiko und bei Lohnklagen mit prozessualen Nachteilen zu rechnen.
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